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Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart vom 30.
August 2005 aufgehoben und die Klage abgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind in beiden RechtszÃ¼gen nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Der am 1945 in Kroatien geborene KlÃ¤ger, der seit 1. September 2004 eine Rente
wegen teilweiser Erwerbsminderung von der LVA Niederbayern-Oberpfalz bezieht,
begehrt die GewÃ¤hrung einer Verletztenrente wegen der Folgen eines
Arbeitsunfalls.

Auf den Kopf des KlÃ¤gers fiel am 27. Januar 1998 bei seiner damaligen
BeschÃ¤ftigung als Maurer ein 5 bis 6 kg schwerer Ziegelstein aus ca. 3 bis 4
Metern HÃ¶he und verursachte dort eine 5 mal 3 cm groÃ�e Platzwunde.
Privatdozent Dr. D. , Ã�rztlicher Direktor der unfallchirurgischen Abteilung des M.
Stuttgart, beschrieb im Durchgangsarztbericht eine kurze Bewusstlosigkeit und
verneinte eine Amnesie und Ã�belkeit. Er diagnostizierte eine Commotio cerebri.
Eine computertomographische Untersuchung vom 28. Januar 1998 ergab keine
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intracraniellen Traumafolgen oder intracerebrale Blutungen. Der viertÃ¤gigen
unfallchirurgischen stationÃ¤ren Behandlung folgte eine solche in der HNO-Klinik.
Chefarzt Dr. R. beschrieb dort einen beidseitigen Tinnitus und einen leichten
Schwindel seit dem Unfall sowie einen vermutlich vorbestehenden symmetrischen
Hochtonabfall, der Neurologe Dr. W. auÃ�erdem ein leichtes
HalswirbelsÃ¤ulen-(HWS-)Syndrom mit schmerzhafter BewegungseinschrÃ¤nkung
bei vorbestehender Spondylarthrose der HWS rechtsbetont. Am 16. Februar 1998
wurde der KlÃ¤ger nahezu beschwerdefrei hinsichtlich des Schwindels und bei
gebessertem, linksseitigen nur noch leichtem Tinnitus aus der stationÃ¤ren
Behandlung entlassen. ArbeitsunfÃ¤higkeit bestand bis 20. MÃ¤rz 1998.

Am 7. Dezember 2000 verunglÃ¼ckte der KlÃ¤ger auf einer betrieblich
veranlassten Fahrt mit einem Lkw, als er eine rote Ampel Ã¼berfuhr und mit einem
von links mit ca. 20 â�� 25 km/h kommenden Pkw kollidierte. Er war nach seinen
Angaben zunÃ¤chst 10 Minuten bewusstlos. Schon am Unfallort gab er
SchwindelgefÃ¼hle und Schmerzen im Nackenbereich. und Kopf an. Privatdozent
Dr. G. , F.-Klinik F. , erwÃ¤hnte im Durchgangsarztbericht starke Kopfschmerzen
und Druck im linken Ohr; er diagnostizierte eine HWS-Distorsion und ein
SchÃ¤delhirntrauma 1. Grades. Der Neurologe Dr. R. konnte im EEG vom 10. Januar
2001 keinen pathologischen Befund feststellen, ebenso wenig mittels Duplex-
Sonografie der extracraniellen hirnversorgenden Arterien vom 1. Oktober 2001.
Eine computertomografische Untersuchung vom 23. Januar 2001 ergab keinen
Hinweis auf ein chronisch subdurales HÃ¤matom; auch eine Kernspintomographie
des SchÃ¤dels vom 18. Januar 2002 ergab keinen pathologischen Befund. Der
KlÃ¤ger klagte Ã¼ber einen zwar unter Infusionstherapie gebesserten, aber
fortbestehenden Tinnitus links stÃ¤rker als rechts, Ã¼ber Kopfschmerzen,
BewegungseinschrÃ¤nkungen der HWS und SchwindelgefÃ¼hle.

Dr. R. stellte in einem Gutachten fÃ¼r die Beklagte vom Mai 2001 eine
symmetrische HochtonschwerhÃ¶rigkeit (HÃ¶rverlust jeweils 15 %), einen Tinnitus
Ã¼berwiegend links und einen Belastungsschwindel fest, fÃ¼r die er eine
Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) von 20 v. H. (SchwerhÃ¶rigkeit und Tinnitus
10 v. H., Schwindel 10 v. H.) annahm. Diesen Wert schÃ¤tzte auch Dr. G â�¦ Dr. J.
bestÃ¤tigte in seinem von der Beklagten erbetenen HNO-Ã¤rztlichen Gutachten
vom Dezember 2001 die Diagnosen (HÃ¶rverlust beidseits sogar 20 %) und die MdE-
EinschÃ¤tzung Dr. R. s und ordnete diese dem Unfall vom 27. Januar 1998 zu,
wenngleich er nicht sicher ausschlieÃ�en konnte, dass der Unfall vom 7. Dezember
2000 die OhrgerÃ¤usche und die Schwindelbeschwerden verschlimmert habe. Die
geklagten Cephalgien seien als postkommotionelles Syndrom oder Folgen
vertebragener Muskelverspannungen zu deuten und damit keine Unfallfolge. Prof.
Dr. J. , Leiter der Sektion fÃ¼r Phoniatrie und PÃ¤daudiologie der UniversitÃ¤ts-HNO-
Klinik U. , kam demgegenÃ¼ber in seinem Gutachten nach Aktenlage zu der
EinschÃ¤tzung, dass eine vom KlÃ¤ger nicht bemerkte SchwerhÃ¶rigkeit mit
Tinnitus vorbestanden habe. Die durch den Unfall vom 27. Januar 1998 bedingte
HWS-Distorsion habe den Tinnitus vorÃ¼bergehend verstÃ¤rkt und
vorÃ¼bergehend zu Schwindelerscheinungen gefÃ¼hrt. Der Chirurg Dr. R. sah in
einem fÃ¼r die LVA Niederbayern-Oberpfalz im Dezember 2001 erstellten
Gutachten Diskrepanzen zwischen den Klagen und dem Untersuchungsbefund; der
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Nervenarzt Dr. Sch. konnte zu diesem Zeitpunkt keine mit den UnfÃ¤llen in
Zusammenhang stehenden AuffÃ¤lligkeiten, insbesondere keine
Schwindelerscheinungen, verifizieren und sprach sich fÃ¼r eine
SomatisierungsstÃ¶rung aus. Prof. Dr. St. , der den KlÃ¤ger im November 2002
fÃ¼r die Beklagte auf nervenÃ¤rztlichem Fachgebiet begutachtete, stellte
regelrechte Befunde fest. Der unfallchirurgische Gutachter Prof. Dr. W. ,
Berufsgenossenschaftliche Unfallklinik TÃ¼bingen, sah im Dezember 2002 als
Folgen des Unfalls vom 7. Dezember 2000 allenfalls eine leichte
GehirnerschÃ¼tterung und eine leichte HWS-Distorsion mit vorÃ¼bergehender
Verschlimmerung eines vorbestehenden Leidens an und bejahte unfallbedingte
ArbeitsunfÃ¤higkeit bis 6. Dezember 2001, anschlieÃ�end ohne messbare MdE. Die
geklagten Schwindelerscheinungen seien auf degenerative VerÃ¤nderungen der
HWS zurÃ¼ckzufÃ¼hren.

Mit Bescheid vom 13. Februar 2003 und Widerspruchsbescheid vom 9. Mai 2003,
zur Post gegeben am 12. Mai 2003, lehnte die Beklagte die GewÃ¤hrung einer
Verletztenrente wegen der Folgen des Arbeitsunfalls vom 7. Dezember 2000 ab, da
die leichte GehirnerschÃ¼tterung und die leichte Distorsion der HWS ausgeheilt
seien. Die hiergegen erhobene Klage vor dem Sozialgericht Stuttgart (S 1 U
3032/03) hat der KlÃ¤ger fÃ¼r erledigt erklÃ¤rt.

Mit Bescheid vom 26. MÃ¤rz 2004 und Widerspruchsbescheid vom 18. Juni 2004
lehnte die Beklagte die GewÃ¤hrung einer Verletztenrente wegen der Folgen des
Arbeitsunfalls vom 27. Januar 1998 ab, da die Kopfplatzwunde und die
GehirnerschÃ¼tterung folgenlos verheilt seien.

Am 16. Juli 2004 hat der KlÃ¤ger hiergegen beim Sozialgericht Stuttgart Klage
erhoben. Mit Urteil vom 30. August 2005 hat das Sozialgericht den Bescheid der
Beklagten vom 26. MÃ¤rz 2004 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18.
Juni 2004 abgeÃ¤ndert und die Beklagte verurteilt, dem KlÃ¤ger ab 21. MÃ¤rz 1998
Verletztenrente nach einer MdE um 20 v. H. zu gewÃ¤hren. Zuzustimmen sei dem
Gutachten von Dr. J. sowie dem Gutachten von Dr. R. , der die Gesamt-MdE jedoch
nicht genau einem der ArbeitsunfÃ¤lle zugeordnet habe. Zu berÃ¼cksichtigen seien
die Feststellungen und Diagnosen der bereits wenige Tage nach dem Arbeitsunfall
erfolgten stationÃ¤ren Behandlung in der HNO-Abteilung des Marienhospitals.
Danach habe der KlÃ¤ger durch den Unfall vom Januar 1998 einen
posttraumatischen Tinnitus bei Commotio labyrinthi verbunden mit leichter
SchwerhÃ¶rigkeit erlitten. Der KlÃ¤ger habe gegenÃ¼ber Dr. J. anamnestisch
angegeben, dass sich nach seiner subjektiven EinschÃ¤tzung die Beschwerden
durch den zweiten Unfall eher intensiviert hÃ¤tten und seither keinesfalls eine
Besserung eingetreten sei. Die MdE-EinschÃ¤tzung stimme mit den Vorgaben in der
â�� nÃ¤her dargelegten â�� versicherungsrechtlichen Literatur Ã¼berein.
DemgegenÃ¼ber seien die AusfÃ¼hrungen von Prof. Dr. J. , der den KlÃ¤ger
lediglich nach Aktenlage beurteilt habe, nicht Ã¼berzeugend. Allein die von ihm
bewerteten Angaben des KlÃ¤gers wÃ¼rden keine objektiven Anhaltspunkte
dafÃ¼r bieten, dass bereits vor dem Unfallereignis am 27. Januar 1998 eine
SchwerhÃ¶rigkeit mit Tinnitus bestanden habe.
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Die Beklagte hat gegen das ihr am 13. September 2005 zugestellte Urteil am 7.
Oktober 2005 Berufung eingelegt. Zur BegrÃ¼ndung hat sie im Wesentlichen
ausgefÃ¼hrt, dass die Angaben des KlÃ¤gers und der fehlende Nachweis einer
cochleÃ¤ren LÃ¤sion gegen eine unfallbedingte SchwerhÃ¶rigkeit sprÃ¤chen.
Zudem sei der KlÃ¤ger nach der Behandlung im Marienhospital beinahe
beschwerdefrei, auch hinsichtlich etwaiger Schwindelsymptome, gewesen.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Stuttgart vom 30. August 2005 aufzuheben und die
Klage abzuweisen

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung der Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend. Erst aufgrund des Unfalls vom 27.
Januar 1998 leide er unter Tinnitus und Schwindelbeschwerden.

Die Beteiligten haben auf die DurchfÃ¼hrung einer mÃ¼ndlichen Verhandlung
verzichtet.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf deren SchriftsÃ¤tze sowie die Akten der Beklagten, des
Sozialgerichts und des Senats Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Senat entscheidet gem. Â§ 124 Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) durch
Urteil ohne mÃ¼ndliche Verhandlung, nachdem die Beteiligten auf die
DurchfÃ¼hrung einer mÃ¼ndlichen Verhandlung verzichtet haben.

Die Berufung ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet.

Versicherte, deren ErwerbsfÃ¤higkeit infolge eines Versicherungsfalls Ã¼ber die 26.
Woche nach dem Versicherungsfall hinaus um wenigstens 20 v. H. gemindert ist,
haben nach Â§ 56 Abs. 1 Siebtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VII) Anspruch auf eine
Rente. Ist die ErwerbsfÃ¤higkeit infolge mehrerer VersicherungsfÃ¤lle gemindert
und reichen die VomhundertsÃ¤tze zusammen wenigstens die Zahl 20, besteht
fÃ¼r jeden, auch fÃ¼r einen frÃ¼heren Versicherungsfall, Anspruch auf Rente.
VersicherungsfÃ¤lle sind nach Â§ 7 Abs. 1 SGB VII ArbeitsunfÃ¤lle und
Berufskrankheiten. ArbeitsunfÃ¤lle sind nach Â§ 8 Abs. 1 Satz 1 SGB VII UnfÃ¤lle
von Versicherten infolge einer den Versicherungsschutz nach den Â§Â§ 2, 3 oder 6
SGB VII begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit (versicherte TÃ¤tigkeit). Die Folgen eines
Versicherungsfalls sind nach Â§ 56 Abs. 2 SGB VII nur zu berÃ¼cksichtigen, wenn
sie die ErwerbsfÃ¤higkeit um wenigstens 10 v. H. mindern.

Nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung mÃ¼ssen im Unfallversicherungsrecht die
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anspruchsbegrÃ¼ndenden Tatsachen, nÃ¤mlich die versicherte TÃ¤tigkeit, die
schÃ¤digende Einwirkung und die (als Unfallfolge geltend gemachte)
GesundheitsstÃ¶rung erwiesen sein, d. h. bei vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung des
Gesamtergebnisses des Verfahrens muss der volle Beweis fÃ¼r das Vorliegen der
genannten Tatsachen als erbracht angesehen werden kÃ¶nnen (vgl. u. a. BSG,
Urteil vom 30. April 1985 â�� 2 RU 43/84 â�� SozR 2200 Â§ 555a Nr. 1; Urteil vom
20. Januar 1987 â�� 2 RU 27/86 â�� SozR 2200 Â§ 548 Nr. 84). Hingegen genÃ¼gt
hinsichtlich des ursÃ¤chlichen Zusammenhangs zwischen der versicherten
TÃ¤tigkeit und der schÃ¤digenden Einwirkung (haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t)
sowie der schÃ¤digenden Einwirkung und der Erkrankung (haftungsausfÃ¼llende
KausalitÃ¤t) eine hinreichende Wahrscheinlichkeit (vgl. BSG, Urteil vom 30. April
1985, a.a.O; Urteil vom 20. Januar 1987, a.a.O.); das bedeutet, dass bei
vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung aller wesentlichen Gesichtspunkte des Einzelfalls mehr
fÃ¼r als gegen einen Ursachenzusammenhang sprechen muss, wobei dieser nicht
schon dann wahrscheinlich ist, wenn er nicht auszuschlieÃ�en oder nur mÃ¶glich ist
(vgl. BSG, Urteil vom 2. Februar 1978 â�� 8 RU 66/77 â�� SozR 2200 Â§ 548 Nr. 38;
Urteil vom 2. Mai 2001 â�� B 2 U 16/00 R â�� SozR 3-2200 Â§ 551 Nr. 16). Kann ein
behaupteter Sachverhalt nicht nachgewiesen oder der ursÃ¤chliche
Zusammenhang nicht wahrscheinlich gemacht werden, so geht dies nach dem im
sozialgerichtlichen Verfahren geltenden Grundsatz der objektiven Beweislast zu
Lasten des Beteiligten, der aus diesem Sachverhalt Rechte herleitet, bei den
anspruchsbegrÃ¼ndenden Tatsachen also zu Lasten des jeweiligen KlÃ¤gers (vgl.
BSG, Urteil vom 27. Juni 1991 â�� 2 RU 31/90 â�� SozR 3-2200 Â§ 548 Nr. 11).

Die durch Unfallfolgen bedingte MdE bestimmt sich nach dem Umfang der sich aus
der BeeintrÃ¤chtigung des kÃ¶rperlichen und geistigen LeistungsvermÃ¶gens
ergebenden verminderten ArbeitsmÃ¶glichkeiten auf dem Gesamtgebiet des
Erwerbslebens (Â§ 56 Abs. 2 Satz 1 SGB VII). Die Bemessung der MdE hÃ¤ngt also
von zwei Faktoren ab: Den verbliebenen BeeintrÃ¤chtigungen des kÃ¶rperlichen
und geistigen LeistungsvermÃ¶gens und dem Umfang der dadurch verschlossenen
ArbeitsmÃ¶glichkeiten. Entscheidend ist nicht der Gesundheitsschaden als solcher,
sondern vielmehr der Funktionsverlust unter medizinischen, juristischen, sozialen
und wirtschaftlichen Gesichtspunkten. Ã�rztliche MeinungsÃ¤uÃ�erungen
darÃ¼ber, inwieweit derartige BeeintrÃ¤chtigungen sich auf die ErwerbsfÃ¤higkeit
auswirken, haben keine verbindliche Wirkung, sie sind aber eine wichtige und
vielfach unentbehrliche Grundlage fÃ¼r die richterliche SchÃ¤tzung der MdE, vor
allem soweit sie sich darauf beziehen, in welchem Umfang die kÃ¶rperlichen und
geistigen FÃ¤higkeiten des Verletzten durch die Unfallfolgen beeintrÃ¤chtigt sind.
Erst aus der Anwendung medizinischer und sonstiger ErfahrungssÃ¤tze Ã¼ber die
Auswirkungen bestimmter kÃ¶rperlicher und seelischer BeeintrÃ¤chtigungen auf die
verbliebenen ArbeitsmÃ¶glichkeiten des Betroffenen auf dem Gesamtgebiet des
Erwerbslebens und unter BerÃ¼cksichtigung der gesamten UmstÃ¤nde des
Einzelfalles kann die HÃ¶he der MdE im jeweiligen Einzelfall geschÃ¤tzt werden.
Diese zumeist in jahrzehntelanger Entwicklung von der Rechtsprechung sowie dem
versicherungsrechtlichen und versicherungsmedizinischen Schrifttum
herausgearbeiteten ErfahrungssÃ¤tze sind bei der Beurteilung der MdE zu
beachten; sie sind zwar nicht fÃ¼r die Entscheidung im Einzelfall bindend, bilden
aber die Grundlage fÃ¼r eine gleiche, gerechte Bewertung der MdE in zahlreichen
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ParallelfÃ¤llen der tÃ¤glichen Praxis und unterliegen einem stÃ¤ndigen Wandel
(BSG, Urteil vom 22. Juni 2004 â�� B 2 U 14/03 R â�� SozR 4-2700 Â§ 56 Nr. 1).

Hiervon ausgehend kann sich der Senat nicht davon Ã¼berzeugen, dass der
Arbeitsunfall vom 27. Januar 1998 bei dem KlÃ¤ger Folgen mit einer MdE um 20 v.
H. ab 21. MÃ¤rz 1998 hinterlassen hat.

Unstreitig bedingen die unfallchirurgischen Folgen â�� die Kopfplatzwunde â�� ab
Wiedereintritt der ArbeitsunfÃ¤higkeit am 21. MÃ¤rz 1998 keine messbare MdE
(mehr). Entscheidend ist daher, ob die beidseitige leichte SchwerhÃ¶rigkeit mit
Tinnitus vorwiegend links (einige Angaben eines vorwiegend rechtsseitigen Tinnitus
sind nach der Ã�berzeugung des Senats auf eine Seitenverwechslung durch die
behandelnden Ã�rzte zurÃ¼ckzufÃ¼hren) und die Schwindelbeschwerden mit
Wahrscheinlichkeit als Unfallfolge anzusehen sind. Dass die genannten
GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen zumindest in einem gewissen Umfang vorhanden
sind, unterstellt der Senat zu Gunsten des KlÃ¤gers. FÃ¼r einen ursÃ¤chlichen
Zusammenhang konnten jedoch die Gutachten von Dr. J. und Dr. R. letztlich keine
Ã¼berzeugenden Argumente liefern. Vielmehr Ã¼berwiegend die Zweifel, wie sie
im Gutachten von Prof. Dr. J. dargelegt worden sind.

Die von Dr. J. erhobenen Befunde sprechen nicht eindeutig fÃ¼r eine Commotio
labyrinthi, also eine traumatische SchÃ¤digung. So lieÃ�en die Ã¼berschwelligen
Testmethoden in ihrer Gesamtheit eine cochleÃ¤re LÃ¤sion nicht annehmen, wie
dies bei einer Commotio labyrinthi zu erwarten gewesen wÃ¤re. Mit Prof. Dr. J. hÃ¤lt
es auch der Senat fÃ¼r letztlich wahrscheinlicher, dass sich die leichte
SchwerhÃ¶rigkeit allmÃ¤hlich und unabhÃ¤ngig von dem Unfallgeschehen
entwickelt hat. Das HÃ¶rvermÃ¶gen des KlÃ¤gers vor dem Unfall vom 27. Januar
1998 ist unbekannt, denn er wurde nach den Angaben des arbeitsmedizinischen
Dienstes nicht arbeitsmedizinisch untersucht. Auch war der KlÃ¤ger, wie er im
Verwaltungsverfahren gegenÃ¼ber der Beklagten angab, vor dem Unfall vom 27.
Januar 1998 nicht in HNO-Ã¤rztlicher Behandlung; ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten
wegen HNO-Ã¤rztlicher GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen sind von der
Krankenkasse des KlÃ¤gers ebenfalls nicht mitgeteilt worden. Diese UmstÃ¤nde
sprechen aber nicht entscheidend gegen eine vorbestehende SchwerhÃ¶rigkeit,
denn diese kann â�� wie von Prof. Dr. J. dargelegt worden ist â�� vom KlÃ¤ger nicht
bemerkt worden sein. Denn auch nach dem Unfall vom 27. Januar 1998 machte der
KlÃ¤ger von sich aus keine BeeintrÃ¤chtigungen seines GehÃ¶rs geltend. Aus seiner
Sicht hatte sich also sein GehÃ¶r durch den Unfall nicht merklich verschlechtert.
Dies spricht wiederum dafÃ¼r, dass es bereits vor dem Unfall, allmÃ¤hlich
schlechter geworden ist. Auch Dr. R. ging bei seiner Behandlung im Februar 1998
davon aus, dass der symmetrische Hochtonabfall vermutlich vorbestehend gewesen
sei.

Hinsichtlich des Tinnitus erfolgte nach dem Unfall vom 27. Januar 1998 unmittelbar
eine Behandlung des KlÃ¤gers in der HNO-Abteilung des Marienhospitals. Im
Verwaltungsverfahren gab der KlÃ¤ger an, vor dem Unfall vom 27. Januar 1998
nicht wegen eines Tinnitus in Behandlung gewesen zu sein. Dem behandelnden
Hausarzt Dr. I. ist der im Verwaltungsverfahren gegebene Hinweis zu verdanken,
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dass der KlÃ¤ger vor dem Unfall auch keine Beschwerden wegen eines Tinnitus
hatte. So hat sich der KlÃ¤ger auch anlÃ¤sslich der Untersuchungen durch Dr. J. und
durch Dr. St. geÃ¤uÃ�ert. Dies widerspricht aber seinen Angaben wÃ¤hrend der
Behandlung durch Dr. R. , er habe bereits vor dem Unfall vom 27. Januar 1998 einen
leichten Tinnitus gehabt, der sich nach dem Unfall verstÃ¤rkt habe. Zwar ist den
sog. Erstangaben eines Versicherten nicht grundsÃ¤tzlich ein hÃ¶herer Beweiswert
als dessen spÃ¤tere Angaben zuzusprechen (BSG, Urteil vom 11. November 2003
â�� B 2 U 41/02 R â�� SozR 4-1500 Â§ 128 Nr. 2). Doch werfen die eigenen
Angaben des KlÃ¤gers hier Zweifel auf, die aus anderen, objektiven Hinweisen nicht
ausgerÃ¤umt werden kÃ¶nnen. Diese Zweifel muss sich der KlÃ¤ger
entgegenhalten lassen.

Selbst wenn der Unfall vom 27. Januar 1998 einen linksbetonten Tinnitus
herbeigefÃ¼hrt oder richtungsweisend verschlimmert hat, ist dessen Fortbestehen
bis zum Unfall im Jahr 2000 und dessen Umfang unklar. Dr. R. wies zu Recht darauf
hin, dass die StÃ¤rke des Tinnitus mehr oder weniger subjektiv ist. Daher sind die
Hinweise beachtlich, der Tinnitus habe sich nach der Entlassung aus der HNO-
Abteilung des M. deutlich gebessert, so dass der KlÃ¤ger nahezu beschwerdefrei
sei. Dies ist den Angaben von Privatdozent Dr. G. (Arztbrief vom 15. MÃ¤rz 2001) zu
entnehmen, auÃ�erdem einer Ã�uÃ�erung der behandelnden HNO-Ã�rztin Dr. Sailer
(Arztbrief vom 12. MÃ¤rz 2001). Bereits bei Entlassung aus dem Marienhospital am
16. Februar 1998 hatte der KlÃ¤ger nur noch einen leichten Tinnitus links
(Entlassungsbericht Dr. R. vom 18. Februar 1998). Auch der KlÃ¤ger selbst hat sich
anlÃ¤sslich der Begutachtung durch Dr. Sch. , gegenÃ¼ber Prof. Dr. St. und in
seinem Widerspruchschreiben gegen den Bescheid vom 13. Februar 2003
dahingehend eingelassen, der Tinnitus sei Folge des â�� hier nicht
streitgegenstÃ¤ndlichen â�� Unfalls vom 7. Dezember 2000. Daher sind
gegenteilige Angaben des KlÃ¤gers bei Dr. J. , auf welche der seine Begutachtung
wesentlich gestÃ¼tzt hat, nur unter Vorbehalt zu verwerten. Dies gilt insbesondere
deswegen, weil im Gutachten von Dr. R. auf psychische Ã�berlagerungen der
GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen des KlÃ¤gers hingewiesen worden ist und Prof. Dr.
St. bei seiner Begutachtung Ausgestaltungstendenzen in Form der VortÃ¤uschung
von kognitiven BeeintrÃ¤chtigungen, die so nicht vorlagen, feststellen konnte. Der
KlÃ¤ger war schlieÃ�lich bereits am 21. MÃ¤rz 1998 wieder arbeitsfÃ¤hig und war
â�� bis auf die zeitweise. Behandlung durch Dr. Sailer â�� wegen dem Tinnitus bis
zu dem Unfall vom 7. Dezember 2000 nicht mehr in Ã¤rztlicher Behandlung.

Insgesamt kann daher nicht davon ausgegangen werden, dass ein â�� dies
unterstellt â�� heute bestehender Tinnitus mit Wahrscheinlichkeit auf den Unfall
von 1998 zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist.

Aber selbst wenn ein Tinnitus Unfallfolge ist, folgt hieraus noch keine
rentenberechtigende MdE. Nach den einschlÃ¤gigen Vorgaben (KÃ¶nigsteiner
Merkblatt, Empfehlungen fÃ¼r die Begutachtung der beruflichen
LÃ¤rmschwerhÃ¶rigkeit, 4. Auflage 1996; 4.3.5) ist ein Tinnitus mit einer MdE bis 10
v. H. zu berÃ¼cksichtigen, wobei dies nicht isoliert zu geschehen hat, sondern in
GesamtwÃ¼rdigung mit der SchwerhÃ¶rigkeit. Diese ist jedoch â�� wie oben
ausgefÃ¼hrt â�� nicht mit Wahrscheinlichkeit Unfallfolge.
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Keine Unfallfolge sind nach der Ã�berzeugung des Senats die â�� zumindest
zeitweise. als Folge des Unfalls vom 27. Januar 1998 geklagten â��
Schwindelbeschwerden. Zwar sind hier vor dem Unfall vom 27. Januar 1998 weder
ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten noch einschlÃ¤gige Ã¤rztliche Behandlungen bekannt.
Dr. I. verneinte ausdrÃ¼cklich, dass der KlÃ¤ger vor diesem Unfall
Schwindelbeschwerden hatte. Jedoch sind nach dem streitgegenstÃ¤ndlichen Unfall
weder neurologische AusfÃ¤lle noch â�� im Rahmen der bildgebenden und
sonographischen Verfahren â�� SchÃ¤digungen des SchÃ¤dels nachgewiesen
worden. Der Senat schlieÃ�t sich der EinschÃ¤tzung des Neurologen und
Psychiaters Dr. D. an, der auf Grund von Untersuchungen vom 5. und 13. MÃ¤rz
1998 einen regelrechten neurologischen Befund mitteilte, fÃ¼r eine
posttraumatische intrakranielle Komplikation keine eindeutigen Hinweise. finden
konnte und die Beschwerden auf ein linksbetontes Cervicalsyndrom
zurÃ¼ckfÃ¼hrte, wofÃ¼r auch ein paravertebraler Druckschmerz im oberen und
mittleren HWS-BeR. linksbetont spreche. Dies entspricht auch der EinschÃ¤tzung,
die Prof. Dr. W. in seinem Gutachten geÃ¤uÃ�ert hat und wonach insbesondere die
Schwindelbeschwerden auf degenerative VerÃ¤nderungen der HWS
zurÃ¼ckzufÃ¼hren sind.

Auf die Berufung der Beklagten ist das Urteil des Sozialgerichts deshalb
abzuÃ¤ndern und die Klage abzuweisen.

Hierauf und auf Â§ 193 SGG beruht die Kostenentscheidung.

Die Revision ist nicht zuzulassen, weil die Voraussetzungen des Â§ 160 Abs. 2 SGG
nicht erfÃ¼llt sind.

Erstellt am: 10.07.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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